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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Umwandlung von Kapital- 
gesellschaften und bergrechtlichen Gewerkschaften 

- Drudesache 2402 - 

mit den Besdilüssen des Ausschusses für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 

(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die 
Umwandlung von Kapitalgesellschaften 
und bergrechtlichen Gewerkschaften 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Umwandlung durch Übertragung 
des Vermögens auf eine Personen- 
gesellschaft oder einen Gesellschafter 

§ 1 

Eine Kapitalgesellschaft (Aktiengesellschaft, 
Kommanditgesellschaft auf Aktien, Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung) oder eine 
bergrechtliche Gewerkschaft mit eigener oder 
ohne eigene Rechtspersönlichkeit kann nach 
den Vorschriften dieses Abschnitts in eine 
offene Handelsgesellschaft, in eine Komman- 
ditgesellschaft, in eine Gesellschaft des bür- 
gerlichen Rechts oder in der Weise umge- 
wandelt werden, daß ihr Vermögen unter 
Ausschluß der Abwicklung auf einen Gesell- 
schafter (Gewerken) übertragen wird. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die 

Umwandlung von Kapitalgesellschaften 
und bergrechtlichen Gewerkschaften 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Umwandlung durch Übertragung 
des Vermögens auf eine Personen- 
gesellschaft oder einen Gesellschafter 

§ 1 

Eine Kapitalgesellschaft (Aktiengesellschaft, 
Kommanditgesellschaft auf Aktien, Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung) oder eine 
bergrechtliche Gewerkschaft mit eigener oder 
ohne eigene Rechtspersönlichkeit kann nach 
den Vorshriften dieses Abshnitts in eine 
offene Handelsgesellshaft, in eine Komman- 
ditgesellshaft, in eine Gesellshaft des bür- 
gerlihen Rechts oder in der Weise umge- 
wandelt werden, daß ihr Vermögen unter 
Ausshluß der Abwicklung auf einen Aktionär 
(Gesellschafter, Gewerken) übertragen wird. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


§2 

(1) Ist eine Kapitalgesellschaft oder eine 
bergrechtliche Gewerkschaft durch Zeit- 
ablauf oder durch Beschluß der Hauptver- 
sammlung (Gesellschafter-, Gewerkenver- 
sammlung) aufgelöst worden, so kann die 
Umwandlung beschlossen werden, solange 
noch nicht mit der Verteilung des nach der 
Berichtigung der Schulden verbleibenden Ver- 
mögens an die Aktionäre (Gesellschafter, Ge- 
werken) begonnen ist. 

(2) Das gleiche gilt, wenn eine Kapital- 
gesellschaft oder eine bergrechtliche Gewerk- 
schaft durch die Eröffnung des Konkurses 
aufgelöst, der Konkurs aber nach Abschluß 
eines Zwangsvergleichs aufgehoben oder auf 
Antrag des Gemeinschuldners eingestellt wor- 
den ist. 

(3) Befindet sich eine Kapitalgesellschaft 
oder eine bergrechtliche Gewerkschaft aus 
anderen Gründen in Abwicklung, so kann die 
Umwandlung nur beschlossen werden, wenn 
auch die Fortsetzung beschlossen werden 
könnte. 

Artikel 1 

Umwandlung von Aktiengesellschaften 

1, Umwandlung durch Übertragung des 
Vermögens auf eine bestehende offene 
Handelsgesellschaft 

a) Umwandlung durch Übertragung auf 
eine offene Handelsgesellschaft als alleinige 
Gesellschafterin 

§ 3 

Die Hauptversammlung einer Aktien- 
gesellschaft kann die Übertragung des Ver- 
mögens auf eine bestehende offene Handels- 
gesellschaft beschließen, wenn sich alle Aktien 
in der Hand der offenen Handelsgesellschaft 
befinden; eines besonderen Veräußerungsver- 
trages bedarf es nicht. 

§4 

(1) Der Vorstand der Aktiengesellschaft 
hat den Umwandlungsbeschluß zur Eintra- 
gung in das Handelsregister anzumelden. Der 
Anmeldung sind eine Ausfertigung der Nie- 
derschrift und die der Umwandlung zugrunde 
gelegte Bilanz beizufügen. 


§ 2 

unverändert 


ERSTER UNTERABSCHNITT 

Umwandlung von Aktiengesellschaften 

1. Umzvandlung durch Übertragung des 
V ermögens auf eine bestehende offene 
Handelsgesellschaft 

a) Umwandlung durch Übertragung auf 
eine offene Handelsgesellschaft als alleinige 
Gesellschafterin 

§ 3 

unverändert 


§ 4 

unverändert 
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Entwurf 

(2) Das Registergericht soll den Umwand- 
lungsbeschluß nur eintragen, wenn die der 
Umwandlung zugrunde gelegte Bilanz für 
einen höchstens sechs Monate vor der An- 
meldung liegenden Zeitpunkt auf gestellt wor- 
den ist. 


§5 

Mit der Eintragung geht das Vermögen der 
Aktiengesellschaft einschließlich der Schulden 
auf die offene Handelsgesellschaft über. Die 
Aktiengesellschaft ist damit aufgelöst. Einer 
besonderen Eintragung der Auflösung be- 
darf es nicht. 


§6 

(1) Mit der Auflösung der Aktiengesell- 
schaft erlischt die Firma. 

(2) Führt die offene Handelsgesellschaft 
das von der Aktiengesellschaft betriebene 
Handelsgeschäft weiter, so kann sie ihrer 
Firma einen das Nachfolgeverhältnis andeu- 
tenden Zusatz beifügen. 

(3) Die offene Handelsgesellschaft kann, 
sofern sie das von der Aktiengesellschaft be- 
triebene Handelsgeschäfte weiterführt, für das 
Geschäft die bisherige Firma mit oder ohne 
Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis an- 
deutenden Zusatzes nur fortführen, wenn die 
Aktiengesellschaft den Namen einer natür- 
lichen Person in ihrer Firma führt; einer 
Einwilligung der Aktiengesellschaft bedarf es 
nicht. Auf Antrag kann das Registergericht 
genehmigen, daß die offene Handelsgesell- 
schaft bei der Bildung ihrer neuen Firma den 
von der Aktiengesellschaft in ihrer Firma 
geführten Namen der natürlichen Person ver- 
wendet und insoweit von den Vorschriften 
der 18 und 19 des Handelsgesetzbuchs 
abweicht. 


§7 

(1) Den Gläubigern der Aktiengesellschaft, 
die sich binnen sechs Monaten nach der Be- 
kanntmachung der Eintragung des Umwand- 
lungsbeschlusses in das Handelsregister zu 
diesem Zwecke melden, ist Sicherheit zu 
leisten, soweit sie nicht Befriedigung verlan- 
gen können. Die Gläubiger sind in der Be- 
kanntmachung der Eintragung auf dieses 
Recht hinzuweisen. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


§ 5 


unverändert 


§ 6 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) Die offene Handelsgesellschaft kann, so- 
fern sie das von der Aktiengesellschaft betrie- 
bene Handelsgeschäft weiterführt, anstelle 
ihrer Firma die Firma der Aktiengesellschaft 
mit oder ohne Beifügung eines das Nachfolge- 
verhältnis andeutenden Zusatzes nur fortfüh- 
ren, wenn die Aktiengesellschaft den Namen 
einer natürlichen Person in ihrer Firma führt; 
einer Einwilligung der Aktiengesellschaft be- 
darf es nicht. Auf Antrag kann das Register- 
gericht genehmigen, daß die offene Handels- 
gesellschaft bei der Bildung ihrer neuen Firma 
den von der Aktiengesellschaft in ihrer Firma 
geführten Namen der natürlichen Person ver- 
wendet und insoweit von den Vorschriften des 
§19 des Handelsgesetzbuchs abweicht. 


§ 7 


unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 16 . Ausschusses 


(2) Das Recht, Sicherheitsleistung zu ver- 
langen, steht solchen Gläubigern nicht zu, die 
im Fall des Konkurses ein Recht auf vor- 
zugsweise Befriedigung aus einer nach ge- 
setzlicher Vorschrift zu ihrem Schutz errich- 
teten und staatlich überwachten Deckungs- 
masse haben. 


§ 8 

(1) Die geschäftsführenden Gesellschafter 
der offenen Handelsgesellschaft haben das 
Vermögen der Aktiengesellschaft getrennt zu 
verwalten. 

^ ( 2 ) Die beiden Vermögen dürfen erst ver- 
einigt werden, wenn sechs Monate nach der 
Bekanntmachung der Eintragung des Um- 
wandlungsbeschlusses verstridien sind, und 
nur unter Beachtung der nach § 7 für die 
Befriedigung und Sicherstellung der Gläu- 
biger geltenden Vorschriften. 

(3) Der bisherige Gerichtsstand der Ak- 
tiengesellschaft bleibt bis dahin bestehen. 

(4) Bis zu demselben Zeitpunkt gilt im 
Verhältnis der Gläubiger der Aktiengesell- 
schaft zu der offenen Handelsgesellschaft und 
deren übrigen Gläubigern sowie zu den Pri- 
vatgläubigern der Gesellschafter das über- 
nommene Vermögen noch als Vermögen der 
Aktiengesellschaft. Zahlungen aus dem über- 
nommenen Vermögen an die Gesellschafter 
oder Entnahmen, die zu Lasten des Kapital- 
anteils oder des Reingewinnes erfolgen oder 
eine Verteilung des Gesellschaftsvermögens 
enthalten, sind bis zu diesem Zeitpunkt un- 
zulässig. Hat jedoch ein persönlich haftender 
Gesellschafter der übernehmenden Gesell- 
schaft während des letzten Jahres vor der 
Umwandlung als Mitglied des Vorstands oder 
des Aufsichtsrats oder als Angestellter der 
Aktiengesellschaft ein laufendes Entgelt be- 
zogen, so kann der dem gewährten Entgelt 
gleichkommende Betrag entnommen werden, 
soweit er im Kalendermonat tausend Deut- 
sche Mark nicht übersteigt; im Umwand- 
lungsbeschluß ist anzugeben, in welcher Höhe 
von dem Entnahmerecht bis zu dem Zeit- 
punkt Gebrauch gemacht werden soll, in dem 
das übernommene Vermögen mit dem Ver- 
mögen der übernehmenden Gesellschaft ver- 
einigt werden darf. 


§ 8 


unverändert 


5 



Entwurf 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


b) Umwandlung durch Mehrheitsbeschluß 

§ 9 

(1) Die Hauptversammlung einer Aktien- 
gesellschaft kann die Übertragung des Ver- 
mögens auf eine bestehende offene Handels- 
gesellschaft beschließen, wenn sich mehr als 
drei Viertel des Grundkapitals in der Hand 
der offenen Handelsgesellschaft befinden; der 
Beschluß kann mit den Stimmen der offenen 
Handelsgesellschaft ohne Rücksicht darauf 
gefaßt werden, ob andere Gesellschafter der 
Umwandlung widersprechen oder zustimmen. 
Die Satzung kann bestimmen, daß sich ein 
größerer Teil des Grundkapitals in der Hand 
der offenen Handelsgesellschaft befinden muß. 

(2) Die Vorschriften der §§ 3 bis 8 finden 
entsprechende Anwendung, soweit sich nicht 
aus §§ 10 bis 14 etwas anderes ergibt. 

§ 10 

Befinden sich eigene Aktien in der Hand 
der Aktiengesellschaft, so werden sie bei der 
Feststellung der Voraussetzungen der Um- 
wandlung den Aktionären nach dem Ver- 
hältnis ihrer Beteiligung zugerechnet. 

§ 11 

Der Beschluß kann nur gefaßt werden, 
wenn spätestens zwei Wochen vor dem Tage 
der Hauptversammlung 

1. der Gegenstand ordnungsmäßig angekün- 
digt worden ist und 

2. allen Aktionären schriftlich mitgeteilt oder 
im Bundesanzeiger und den sonst etwa be- 
stimmten Gesellschaftsblättern bekannt- 
gemacht worden ist: 

a) die Bilanz, die der Umwandlung zu- 
grunde gelegt werden soll, 

b) ein Abfindungsangebot oder die Erklä- 
rung, daß der Antrag auf Feststellung 
der Abfindung im Verfahren vor der 
Spruchstelle gestellt werden soll. 


b) Umwandlung durch Mehrheitsbeschluß 


§ 9 


unverändert 


§ 10 

unverändert 


§ 11 


unverändert 


§ 12 § 12 

(1) Die ausscheidenden Aktionäre haben unverändert 

Anspruch auf angemessene Abfindung. 

(2) Der Anspruch verjährt in fünf Jahren 
seit der Bekanntmachung der Eintragung des 
Umwandlungsbeschlusses. 
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Entwurf 

§ 13 

Die den aussdieidenden Aktionären nach 
§ 12 zu gewährende Abfindung kann nach 
Maßgabe der §§ 30 bis 38 in einem Spruch- 
verfahren festgestellt werden. 

§ 14 

§ 6 Abs. 3 Satz 1 ist mit der Maßgabe an- 
zuwenden, daß die offene Handelsgesellschaft, 
sofern die Aktiengesellschaft den Namen 
eines ausscheidenden Aktionärs in ihrer 
Firma führt, die Firma der Aktiengesellschaft 
nur fortführen darf, wenn der ausscheidende 
Aktionär oder dessen Erben in die Fortfüh- 
rung der Firma ausdrücklich willigen. 

2. Umwandlung durch Übertragung des 
Vermögens auf einen Gesellschafter 

§ 15 

(1) Wird das Vermögen einer Aktien- 
gesellschaft auf einen Gesellschafter über- 
tragen, so finden, wenn sich alle Aktien der 
Gesellschaft in der Hand des Gesellsdiafters 
(Alleingesellschafter) befinden, §§ 3 bis 8, 
wenn sich mehr als drei Viertel des Grund- 
kapitals in der Hand des Gesellschafters 
(Hauptgesellschafter) befinden, §§ 9 bis 14 
mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, 
daß an die Stelle der offenen Handelsgesell- 
schaft und der geschäftsführenden Gesell- 
schafter der übernehmende Gesellschafter 
tritt. 

(2) Der Allein- oder Hauptgesellschafter 
ist nach den Vorschriften des Handelsgesetz- 
buchs in das Handelsregister einzutragen. 


3, Umwandlung unter gleichzeitiger 
Errichtung einer offenen 
Handelsgesellschaft 

a) Umwandlung unter Beteiligung aller 
bisherigen Aktionäre 

S 16 

Die Hauptversammlung einer Aktien- 
gesellschaft kann die Errichtung einer offenen 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 13 

Die den ausscheidenden Aktionären nach 
§ 12 zu gewährende Abfindung kann nach 
Maßgabe der §§ 30 bis 36, 38 in einem Spruch- 
verfahren festgestellt werden. 

§ 14 

unverändert 


2. Umwandlung durch Übertragung des 
Vermögens auf einen Gesellschafter 

§ 15 

(1) unverändert 


(2) Ein noch nicht in das Handelsregister 
eingetragener Allein- oder Hauptgesellschafter 
ist nach den Vorschriften des Handelsgesetz- 
buchs in das Handelsregister einzutra^en; die 
Vorschriften des § 6 Abs. 2 und 3 bleiben un- 
berührt, an die Stelle des § 19 des Handels- 
gesetzbuchs tritt § 18 des Handelsgesetzbuchs. 

3, Umwandlung unter gleichzeitiger 
Errichtung einer offenen 
Handelsgesellschaft 

a) Umwandlung unter Beteiligung aller 
bisherigen Aktionäre 

§ 16 

Die Hauptversammlung einer Aktien- 
gesellschaft kann die Errichtung einer offenen 
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Entwurf 

Handelsgesellschaft, an der alle Aktionäre als 
Gesellsdiafter beteiligt sind, und zugleich die 
Übertragung des Vermögens der Aktien- 
gesellschaft auf die offene Handelsgesellschaft 
beschließen. Die Vorschriften der §§ 3 bis 8 
finden Anwendung; außerdem gelten die be- 
sonderen Vorschriften der §§ 17 und 18. 


§ 17 

(1) Dem Umwandlungsbeschluß müssen 
alle anwesenden Aktionäre zustimmen. Er 
bedarf zu seiner Wirksamkeit auch der Zu- 
stimmung der nicht erschienenen Aktionäre, 
die gerichtlich oder notariell beurkundet 
werden muß. 

(2) In dem Beschluß sind die Firma und 
der Ort, wo die offene Handelsgesellschaft 
ihren Sitz hat, festzusetzen und die weiteren 
zur Durchführung der Umwandlung und der 
Errichtung der Gesellschaft erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen. 

(3) Die Firma muß den Vorschriften für 
die Firma einer offenen Handelsgesellschaft 
entsprechen. Die Vorschriften des § 6 Abs. 2 
und 3 bleiben unberührt. 

§ 18 

(1) Der Anmeldung des Umwandlungs- 
beschlusses ist ferner eine Ausfertigung der 
Zustimmungserklärung der nicht erschienenen 
Aktionäre sowie eine von den Anmeldenden 
unterschriebene Liste beizufügen, aus der die 
Gesellschafter der offenen Handelsgesell- 
schaft mit Namen, Vornamen, Stand und 
Wohnort ersichtlich sind. 

(2) Die offene Handelsgesellschaft entsteht 
mit der Eintragung des Umwandlungs- 
beschlusses; sie ist von Amts wegen in das 
Handelsregister einzutragen. 

(3) Die Gesellschafter, welche die offene 
Handelsgesellschaft vertreten sollen, haben 
die Firma nebst ihrer Unterschrift zur Auf- 
bewahrung bei dem Gericht zu zeichnen. 

b) Umwandlung durch Mehrheitsbeschluß 
§ 19 

(1) Die Hauptversammlung einer Aktien- 
gesellschaft kann die Errichtung einer offenen 
Handelsgesellschaft, an der nur zustimmende 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Handelsgesellschaft, an der alle Aktionäre als 
Gesellschafter beteiligt sind, und zugleich die 
Übertragung des Vermögens der Aktien- 
gesellschaft auf die offene Handelsgesellsdiaft 
beschließen. Die Vorschriften der §§ 3 bis 8 
finden entsprechende Anwendung; außerdem 
gelten die besonderen Vorschriften der §§17 
und 18. 


§ 18 

unverändert 


b) Umwandlung durch Mehrheitsbeschluß 
§ 19 

(1) unverändert 
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Entwurf 

Aktionäre^ als Gesellschafter beteiligt sind, 
und zugleich die Übertragung des Vermö- 
gens der Aktiengesellschaft auf die offene 
Handelsgesellschaft beschließen. 

(2) Der Beschluß bedarf einer Mehrheit, 
die mindestens drei Viertel des bei der Be- 
schlußfassung vertretenen Grundkapitals um- 
faßt. Umfaßt die Mehrheit nicht zugleich 
neun Zehntel des gesamten Grundkapitals, so 
bedarf der Beschluß zu seiner Wirksamkeit 
der Zustimmung nicht erschienener Aktionäre 
bis zur Erreichung dieser Mehrheit; die Zu- 
stimmung muß gerichtlich oder notariell be- 
urkundet werden. 

(3) Im übrigen finden die Vorschriften der 
§§ 3 bis 8 mit den aus §§ 10 bis 14, 17, 18 
sich ergebenden ^2&nahmen entsprechende 
Anwendung. 

4. Umwandlung in eine 
Kommanditgesellschaft 

§ 20 

Auf die Umwandlung einer Aktiengesell- 
schaft in eine Kommanditgesellschaft finden 
die Vorschriften der §§ 3 bis 14, 16 bis 19 
entsprechende Anwendung. Beschließt die 
Hauptversammlung die Errichtung einer 
Kommanditgesellschaft, so muß der Um- 
wandlungsbesdiluß außer den im § 17 vor- 
gesehenen Angaben die Bezeichnung der 
Kommanditisten und den Betrag der Einlage 
eines jeden von ihnen enthalten. 


5. Umwandlung unter gleichzeitiger 
Errichtung einer Gesellschaft des 
bürgerlichen Rechts 

a) Umwandlung unter Beteiligung aller 
bisherigen Aktionäre 

§ 21 

(1) Genügt der Gegenstand des Unterneh- 
mens einer Aktiengesellschaft nicht den ge- 
setzlichen Vorschriften für die Errichtung 
einer offenen Handelsgesellschaft (§§ 105 
und 4 des Handelsgesetzbudis), so kann die 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) Im übrigen finden die Vorschriften der 
§§ 3 bis 8 mit den aus §§ 10 bis 14, 17, 18 
sich ergebenden Maßgaben entsprechenide 
Anwendung. 

4. Umwandlung in eine 
Kommanditgesellschaft 

% 20 

unverändert 


5. Umwandlung unter gleichzeitiger 
Errichtung einer Gesellschaft des 
bürgerlichen Rechts 

a) Umwandlung unter Beteiligung aller 
bisherigen Aktionäre 

§ 21 

(1) Genügt der Gegenstand des Unterneh- 
mens einer Aktiengesellschaft nicht den ge- 
setzlichen Vorschriften für die Errichtung 
einer offenen Handelsgesellschaft (§§ 105 
und 4 des Handelsgesetzbuchs), so kann die 
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Entwurf 

Hauptversammlung der Aktiengesellschaft die 
Erriditung einer Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts und zugleich die Übertragung des 
Vermögens der Aktiengesellschaft auf die 
Gesellschafter (Gesellschaf tsvermögen; § 718 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs) beschließen. 

(2) Die Vorschriften der §§ 3 bis 8, 17, 18 
finden entsprechende Anwendung. 

b) Umwandlung durch Mehrheitsbeschluß 

§ 22 

(1) Unter den Voraussetzungen des § 21 
Abs. 1 kann die Hauptversammlung der Ak- 
tiengesellschaft auch die Errichtung einer Ge- 
sellschaft des bürgerlichen Rechts, an der nur 
zustimmende Aktionäre als Gesellschafter 
beteiligt sind, und zugleich die Übertragung 
des Vermögens der Aktiengesellschaft auf die 
zustimmenden Aktionäre (Gesellschaftsver- 
mögen; § 718 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) 
beschließen. 

(2) Die Vorschriften der §§ 3 bis 8 finden 
mit den aus §§ 10 bis 14, 17 bis 19 sich er- 
gebenden Maßgaben entsprechende Anwen- 
dung. 

Artikel 2 

Umwandlung von Kommanditgesellschaften 
auf Aktien 

§ 23 

Auf die Umwandlung einer Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien finden die Vorschriften 
des Artikels 1 entsprechende Anwendung. 
Der Beschluß der Hauptversammlung bedarf 
audi der Zustimmung der persönlich haften- 
den Gesellschafter, die gerichtlich oder nota- 
riell beurkundet werden muß. 

Artikel 3 

Umwandlung von Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung 

§ 24 

Auf die Umwandlung einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung finden die Vor- 
schriften des Artikels 1 mit Ausnahme des 
5 13 entsprechende Anwendung. Die Um- 
wandlung kann nur in. einer Gesellschafter- 
versammlung beschlossen werden. Der Be- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Hauptversammlung der Aktiengesellschaft die 
Erriditung einer Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts und zugleich die Übertragung des 
Vermögens der Aktiengesellschaft auf die 
Gesellschafter (Gesellschaftsvermögen) be- 
schließen. 

(2) unverändert 


b) Umwandlung durch Mehrheitsbeschluß 
§ 22 

(1) Unter den Voraussetzungen des § 21 
Abs. 1 kann die Hauptversammlung der Ak- 
tiengesellschaft auch die Errichtung einer Ge- 
sellschaft des bürgerlichen Rechts, an der nur 
zustimmende Aktionäre als Gesellschafter 
beteiligt sind, und zugleich die Übertragung 
des Vermögens der Aktiengesellschaft auf die 
Gesellschafter (Gesellschaftsvermögen) be- 
schließen. 

(2) unverändert 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Umwandlung von Kommanditgesellschaften 
auf Aktien 

§ 23 

Auf die Umwandlung einer Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien finden die Vorschriften 
des Ersten Unterabschnitts entsprechende An- 
wendung. Der Beschluß der Hauptversamm- 
lung bedarf auch der Zustimmung der per- 
sönlich haftenden Gesellschafter, die gerichtlich 
oder notariell beurkundet werden muß. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Umwandlung von Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung 

§ 24 

Auf die Umwandlung einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung finden die Vorschriften 
des Ersten Unterabschnitts entsprechende An- 
wendung. Die Umwandlung kann nur in einer 
Gesellschafterversammlung beschlossen wer- 
den. Der Beschluß sowie eine nach den Vor- 
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Schluß sowie eine nach Artikel 1 erforderlidie 
Zustimmung nicht erschienener Gesellschafter 
muß gerichtlich oder notariell beurkundet 
werden. 

Artikel 4 

Umwandlung von bergrechtlichen 
Gewerkschaften 

§ 25 

(1) Auf die Umwandlung einer bergrecht- 
lichen Gewerkschaft mit eigener oder ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit finden die Vor- 
sdiriften des Artikels 1 sinngemäß Anwen- 
dung, soweit sich aus den Vorschriften der 
§§ 26 bis 29 nichts anderes ergibt. 

(2) Die Umwandlung kann nur in einer 
Gewerken Versammlung beschlossen werden. 
Der Beschluß sowie eine nach Artikel 1 erfor- 
derliche Zustimmung nicht erschienener Ge- 
werken muß gerichtlich oder notariell be- 
urkundet werden. Der Beschluß bedarf zu 
seiner Rechtswirksamkeit der Bestätigung 
durch die nach dem Bergrecht für die Bestäti- 
gung der Satzung zuständige Bergbehörde. 

§ 26 

Ist die bergrechtliche Gewerkschaft in das 
Handelsregister eingetragen, so tritt die Wir- 
kung der Umwandlung mit der Eintragung 
des Umwandlungsbeschlusses in das Handels- 
register ein. 

§ 27 

Ist die bergrechtliche Gewerkschaft nicht in 
das Handelsregister eingetragen, so gelten die 
besonderen Vorschriften der §§ 28 und 29. 

§ 28 

(1) Die Bergbehörde soll den Beschluß der 
Gewerkenversammlung nur nach Anhörung 
der Industrie- und Handelskammer und im 
Benehmen mit dem für den Sitz der berg- 
rechtlichen Gewerkschaft zuständigen Re- 
gistergericht bestätigen. 

(2) Die Bergbehörde hat die Bestätigung 
des Beschlusses im Bundesanzeiger und in 
mindestens einem anderen Blatt auf Kosten 
der bergrechtlichen Gewerkschaft bekannt- 
zumachen. Die Bekanntmachung hat minde- 
stens den Namen und Sitz der bergrecht- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Schriften des Ersten Unterabschnitts erforder- 
liche Zustimmung nicht erschienener Gesell- 
schafter muß gerichtlich oder notariell beur- 
kundet werden. 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Umwandlung von bergrechtlichen 
Gewerkschaften 

§ 25 

(1) unverändert 


(2) Die Umwandlung kann nur in einer 
Gewerkenversammlung beschlossen werden. 
Der Beschluß sowie eine nach den Vorschriften 
des Ersten Unterabschnitts erforderliche Zu- 
stimmung nicht erschienener Gewerken muß 
gerichtlich oder notariell beurkundet werden. 
Der Beschluß bedarf zu seiner Rechtswirksam- 
keit der Bestätigung durch die nach dem Berg- 
recht für die Bestätigung der Satzung zustän- 
dige Bergbehörde. 

§ 26 

unverändert 


§ 28 

unverändert 


11 



Entwurf 

liehen Gewerkschaft, die Art der Umwandlung 
(offene Handelsgesellschaft, Alleingesellschaf- 
ter usw.) und den Namen, Vornamen, Stand 
und Wohnort der an der übernehmenden 
Personengesellschaft beteiligten Gewerken 
oder des übernehmenden Allein- oder Haupt- 
gewerken zu enthalten. In der Bekannt- 
machung sind die Gläubiger auf ihr Recht, 
Sicherheitsleistung zu verlangen (§ 7), hin- 
zuweisen. 

§ 29 

(1) Die Wirkung der Umwandlung tritt 
mit der Bekanntmachung der Bestätigung des 
Umwandlungsbeschlusses im Bundesanzeiger 
ein. 

(2) Wird die bergrechtliche Gewerksdhaft 
unter gleichzeitiger Errichtung einer Per- 
sonengesellschaft umgewandelt, so entsteht 
die Personengesellschaft mit dieser Bekannt- 
machung. 

(3) Die Personengesellschaft, der Allein- 
oder Hauptgewerke sind nach den Vorschrif- 
ten des Handelsgesetzbuchs in das Handels- 
register einzutragen. 


Artikel 5 
Spruchverfahren 
§ 30 

(1) Spruchstelle des ersten Rechtszuges ist 
das Landgeridity in dessen Bezirk die Gesell- 
schaft (bergrechtliche Gewerkschaft) ihren 
Sitz hatte. Ist bei diesem Landgericht eine 
Kammer für Handelssachen gebildet, so ent- 
scheidet sie an Stelle der Zivilkammer. 

(2) Spruchstelle des zweiten Rechtszuges ist 
das Oberlandesgericht, 

§ 31 

Auf das Verfahren der Spruchstelle findet 
das Reichsgesetz über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit Anwendung, 
soweit in §§ 32 bis 38 nichts anderes be- 
stimmt ist. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


§ 29 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Noch nicht eingetragene Personengesell- 
schaften oder Allein- oder Hauptgewerken 
sind nach den Vorschriften des Handelsgesetz- 
budis in das Handelsregister einzutragen; die 

Vorschriften des § 6 Abs. 2 und 3 bleiben un- 
berührt, wobei auch von § 18 des Handels- 
gesetzbuchs abgewichen werden kann. 


FÜNFTER UNTERABSCHNITT 
Spruch verfahren 
§ 30 

Spruchstelle ist das Oberlandesge rieht, in 
dessen Bezirk die Ges'ellschaft (bergrechtliche 
Gewerkschaft) ihren Sitz hatte. Die Ent- 
scheidung des Oberlandesgerichts ist endgültig. 


(2) entfällt 


§ 31 

Auf das Verfahren der Spruchstelle findet 
das Reichsgesetz über Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit Anwendung, so- 
weit in §§ 32 bis 36, 38 nichts anderes be- 
stimmt ist. 


12 



Entwurf 
§ 32 

(1) Der Antrag auf Feststellung der Ab- 
findung kann erst nach der Umwandlung und 
nur bis zum Ablauf von sechs Monaten nach 
diesem Zeitpunkt gestellt werden. 

(2) Zur Antragstellung berechtigt ist nur . 
die Personengesellschaft oder der Haupt- 
gesellschafter (Hauptgewerke), auf die das 
Vermögen übertragen worden ist. Waren die 
Aktien der umgewandelten Aktiengesell- 
schaft im Geltungsbereich dieses Gesetzes an 
einer deutschen Börse zum Handel zugelas- 
sen, so kann der Antrag auch von ausschei- 
denden Aktionären, deren Anteile zusammen 
den zwanzigsten Teil des Gmn^/kapitals 
erreichen, gestellt werden; dies gilt sinngemäß, 
wenn eine Kommanditgesellschaft auf Aktien 
oder eine bergrechtliche Gewerkschaft mit 
eigener oder ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
umgewandelt worden ist. 

§ 33 

(1) Die Spruchstelle hat den ausscheidenden 
Aktionären (Gewerken) zur Wahrung ihrer 
Rechte einen gemeinsamen Vertreter zu be- 
stellen, der die Stellung eines gesetzlichen 
Vertreters hat. Die Bestellung kann unter- 
bleiben, wenn die Wahrung der Rechte der 
ausscheidenden Aktionäre auf andere Weise 
sichergestellt ist. 

(2) Der Vertreter kann von der über- 
nehmenden Personengesellschaft (Hauptge- 
sellschafter, Hauptgewerke) eine Vergütung 
für seine Tätigkeit und Ersatz der notwen- 
digen Auslagen in angemessenen Grenzen 
verlangen. Vergütung und Auslagen setzt die 
Spruchstelle fest. Sie kann der übernehmen- 
den Personengesellschaft auf Verlangen des 
Vertreters die Zahlung von Vorschüssen auf- 
geben. Aus der rechtskräftigen Festsetzung 
findet die Zwangsvollstreckung nach der Zi- 
vilprozeßordnung statt. 

§ 34 

Die Spruchstelle hat den Antrag und die 
Bestellung des gemeinsamen Vertreters ein- 
mal im Bundesanzeiger bekanntzumachen. 
Sie kann sie auch in anderen öffentlichen 
Blättern bekanntmachen und die ausschei- 
denden Aktionäre noch in anderer Weise be- 
nachrichtigen. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 32 

(1) unverändert 


(2) Zur Antragstellung berechtigt ist die 
Personengesellschaft oder der Hauptgesell- 
schafter (Hauptgewerke), auf die das Vermö- 
gen übertragen worden ist; der Antrag kann 
ferner von ausscheidenden Aktionären (Ge- 
sellschaftern, Gewerken) gestellt werden, de- 
ren Anteile (Kuxe) zusammen den zwanzig- 
sten Teil des Nennkapitals (der Kuxe) er- 
reichen. 


§ 33 

(1) Die Spruchstelle hat den ausscheidenden 
Aktionären (Gesellschaftern, Gewerken) zur 
Wahrung ihrer Rechte einen gemeinsamen 
Vertreter zu bestellen, der die Stellung eines 
gesetzlichen Vertreters hat. Die Bestellung 
kann unterbleiben, wenn die Wahrung der 
Rechte der ausscheidenden Aktionäre auf an- 
dere Weise sichergestellt ist, 

(2) Der Vertreter kann von der über- 
nehmenden Personengesellschaft (Hauptge- 
sellschafter, Hauptgewerke) eine Vergütung 
für seine Tätigkeit und Ersatz der notwen- 
digen Auslagen in angemessenen Grenzen 
verlangen. Vergütung und Auslagen setzt die 
Spruchstelle fest. Sie kann der übernehmen- 
den Personengesellschaft auf Verlangen des 
Vertreters die Zahlung von Vorschüssen auf- 
geben. Aus der Festsetzung findet die Zwangs- 
vollstreckung nach der Zivilprozeßordnung 
statt. 


§ 34 

Die Spruchstelle hat den Antrag und die 
Bestellung des gemeinsamen Vertreters im 
Bundesanzeiger bekanntzumachen. Sie kann 
sie auch in anderen öffentlichen Blättern be- 
kanntmachen und die ausscheidenden Aktio- 
näre (Gesellschafter, Gewerken) noch in an- 
derer Weise benachrichtigen. 
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§ 35 

(1) Die Entscheidung der Spruchstelle 
wirkt, wenn sie nichts anderes bestimmt, für 
und gegen alle ausscheidenden Aktionäre. 
Rechtskräftige Urteile sowie Vergleiche und 
andere Vereinbarungen bleiben unberührt. 

(2) Die Entscheidung bindet die Gerichte 
und die Verwaltungsbehörden. 

§ 36 

Die Entscheidung ist mit Gründen zu ver- 
sehen und der übernehmenden Personen- 
gesellschaft sowie dem gemeinsamen Vertreter 
zuzustellen. 


§ 37 

(1) Gegen die Entscheidung und die Ver- 
fügungen der Spruchstelle des ersten Rechts- 
zuges findet die sofortige Beschwerde statt. 
Die Frist für die Beschwerde gegen die Be- 
stellung und die Auswahl des gemeinsamen 
Vertreters beginnt für alle Beteiligten mit 
Ablauf einer Woche nach der Bekannt- 
machung im Bundesanzeiger. § IS Abs. 2 des 
Reichs ge setzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ist auf diese Ver- 
fügung nicht anzuwenden. 

(2) Die weitere Beschwerde ist ausge- 
schlossen. 

(3) Die Entscheidung und die Verfügungen 
der Spruchstelle werden erst mit ihrer Rechts- 
kraft wirksam. 

§ 38 

(1) Wird gegen die übernehmende Per- 
sonengesellschaft auf Zahlung der Abfindung 
für die ausscheidenden Aktionäre Klage er- 
hoben, so kann der Beklagte die Aussetzung 
des Rechtsstreits verlangen, wenn die Spruch- 
stelle angerufen worden ist. § 155 der Zivil- 
prozeßordnung findet Anwendung. 


(2) Das Gericht kann die Kosten des 
Rechtsstreits, wenn er sich durch die Ent- 
scheidung der Spruchstelle oder durch einen 
vor der Spruchstelle geschlossenen Vergleich 
ganz oder teilweise erledigt, nach billigem 
Ermessen verteilen. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 35 

(1) Die Entscheidung der Spruchstelle 
wirkt, wenn sie nichts anderes bestimmt, für 
und gegen alle ausscheidenden Aktionäre (Ge- 
sellschafter, Gewerken). Rechtskräftige Urteile 
sowie Vergleiche und andere Vereinbarungen 
bleiben unberührt. 

(2) unverändert 


§ 36 

Die Entscheidung ist mit Gründen zu ver- 
sehen und der übernehmenden Personen- 
gesellschaft (Hauptgesellschafter, Hauptgewer- 
ke) sowie dem gemeinsamen Vertreter zuzu- 
stellen. 

§ 37 

entfällt 


§ 38 

(1) Wird gegen die übernehmende Per- 
sonengesellschaft (Hauptgesellschafter, Haupt- 
gewerke) auf Zahlung der Abfindung für die 
ausscheidenden Aktionäre (Gesellschafter, Ge- 
werken) Klage erhoben, so kann der Beklagte 
die Aussetzung des Rechtsstreits verlangen, 
wenn die Spruchstelle angerufen worden ist. 
§155 der Zivilprozeßordnung findet entspre- 
chende Anwendung. 

(2) unverändert 
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Artikel 6 
Gebühren 


§ 39 

Für die Entscheidung über einen Antrag 
nach § 6 Abs. 3 Satz 2 wird die volle Gebühr 
nach den Vorschriften der Kostenordnung 
erhoben. Der Geschäftswert bestimmt sich 
nach § 24 der Kostenordnung. 

§ 40 

(1) Für das Spruchverfahren (§§ 30 bis 38) 
wird in jedem Rechtszug eine Gebühr von 
fünfzig bis zehntausend Deutsche Mark er- 
hoben, deren Höhe die Spruchstelle nach den 
gesamten im Einzelfall gegebenen Verhält- 
nissen festsetzt. 

(2) Schuldner der Gebühren und Auslagen 
ist die übernehmende Personengesellschaft 
(Hauptgesellschafter, Hauptgewerke). Hat die 
übernehmende Personengesellschaft im zwei- 
ten Rechtszug obgesiegt, so kann die Spruch- 
stelle des zweiten Rechtszuges von der 
Erhebung einer Gebühr für das Beschwerde- 
verfahren absehen. Sie kann die Gebühr 
einzelnen Aktionären (Gewerken) auf erlegen, 
wenn der gemeinsame Vertreter ohne Erfolg 
Beschwerde eingelegt hat. 

(3) Gegen die Festsetzung der Gebühr im 
ersten Rechtszug steht der übernehmenden 
Personengesellschaft und der Staatskasse die 
sofortige Beschwerde zu, über die die Spruch- 
stelle des zweiten Rechtszuges endgültig und 
gebührenfrei entscheidet. Die Festsetzung der 
Gebühr im zweiten Rechtszug ist unan- 
fechtbar. 

(4) Für das Verfahren über Beschwerden 
gegen die V er fügungen nach § 33 werden von 
dem Beschwerdeführer Gebühren nach §123 
Abs. 1 und 2 der Kostenordnung erhoben. 

(5) Im übrigen gelten für die Kosten des 
Verfahrens die Vorschriften der §§ 3, 4, 6, 
§ 13 Abs. 1, §§ 14 bis 16, 28, 138 und 141 der 
Kostenordnung. Über Erinnerungen gegen 
den Kostenansatz entscheidet die Spruchstelle, 
bei der die Kosten angesetzt sind, endgültig; 
die Festsetzung der Gebühren (Absatz 1) 
kann mit der Erinnerung nicht angefochten 
werden. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

SECHSTER UNTERABSCHNITT 
Gebühren 

§ 39 

unverändert 


§ 40 

(1) Für das Spruchverfahren (§§ 30 bis 36, 
38) wird eine Gebühr von fünfzig bis zehn- 
tausend Deutsche Mark erhoben, deren Höhe 
die Spruchstelle nach den gesamten im Einzel- 
fall gegebenen Verhältnissen festsetzt. 

(2) Schuldner der Gebühren und Auslagen 
ist die übernehmende Personengesellschaft 
(Hauptgesellschafter, Hauptgewerke). 


(3) Im übrigen gelten für die Kosten des 
Verfahrens die Vorschriften der §§ 3, 4, 6, 
§ 13 Abs. 1 Satz 1, §§ 14 bis 16, 138 bis 141 
der Kostenordnung. Über Erinnerungen ge- 
gen den Kostenansatz entscheidet die Spruch- 
stelle endgültig. Die Festsetzung der Gebühr 
(Absatz 1) ist unanfechtbar. 

(4) entfällt 


(5) entfällt 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Umwandlung einer bergrechtlichen Ge- 
werkschaft mit eigener Rechtspersön- 
lichkeit in eine Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung 

§ 41 

^ (1) Eine bergrechtliche Gewerkschaft mit 
eigener Rechtspersönlichkeit kann durch Be- 
schluß der Gewerkenversammlung in eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung um- 
gewandelt werden. 

(2) Der Beschluß bedarf einer Mehrheit 
von mindestens drei Vierteln aller Kuxe. Die 
Satzung kann diese Mehrheit durch eine grö- 
ßere ersetzen und noch andere Erfordernisse 
aufstellen. Der Beschluß muß gerichtlich oder 
notariell beurkundet werden. Er bedarf zu 
seiner Wirksamkeit der Bestätigung durch die 
nach dem Bergrecht für die Bestätigung der 
Satzung zuständige Bergbehörde. Die Bestäti- 
gung soll nur versagt werden, wenn das 
öffentliche Interesse entgegensteht. 

(3) Im Beschluß ist die Firma festzusetzen; 
außerdem sind in ihm die weiteren zur 
Durchführung der Umwandlung erforder- 
lichen Maßnahmen zu treffen. 

§ 42 

(1) Der Nennbetrag des Stammkapitals 
darf das in der Umwandlungsbilanz ausge- 
wiesene, nach Abzug der Schulden verblei- 
bende Vermögen der bergrechtlichen Gewerk- 
schaft nicht übersteigen; er muß mindestens 
zwanzigtausend Deutsche Mark betragen. 

(2) Der Nennbetrag der Geschäftsanteile 
kann abweichend von dem Betrag festgesetzt 
werden, der von dem festgesetzten Stamm- 
kapital auf einen Kux entfällt; er muß jedoch 
mindestens fünfhundert Deutsdie Mark be- 
tragen. Wird der Nennbetrag auf einen 
höheren Betrag als fünfhundert Deutsche 
Mark und abweichend von dem auf einen 
Kux entfallenden Betrag festgesetzt, so muß 
der Festsetzung jeder Gewerke zustimmen, 
der durch sie gehindert wird, sich dem auf 
seine Kuxe entfallenden Gesamtbetrag ent- 
sprechend zu beteiligen; die Zustimmung 
muß gerichtlich oder notariell beurkundet 
werden. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

ZWEITER ABSCHNITT 

Umwandlung einer bergrechtlichen Ge- 
werkschaft mit eigener Rechtspersön- 
lichkeit in eine Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung 

§ 41 

(1) unverändert 


(2) Der Beschluß bedarf einer Mehrheit 
von mindestens drei Vierteln aller Kuxe. Die 
Satzung kann diese Mehrheit durch eine grö- 
ßere ersetzen und noch andere Erfordernisse 
aufstellen. Der Beschluß muß gerichtlich oder 
notariell beurkundet werden. Er bedarf zu 
seiner Wirksamkeit der Bestätigung durch die 
nach dem Bergrecht für die Bestätigung der 
Satzung zuständige Bergbehörde. 

(3) unverändert 


§ 42 

unverändert 
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§ 43 § 43 

(1) Von der Eintragung an besteht die unverändert 

bergrechtliche Gewerkschaft als Gesellschaft 

mit beschränkter Haftung weiter. Die Kuxe 
sind zu Geschäftsanteilen geworden; die an 
einem Kux bestehenden Rechte Dritter be- 
stehen an dem an die Stelle tretenden Ge- 
schäftsanteil weiter. 

(2) Hat die bergrechtliche Gewerkschaft 
einen Aufsichtsrat, so bleiben seine Mitglie- 
der, wenn die Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung nach gesetzlicher Vorschrift einen 
Aufsichtsrat zu bilden hat und die zahlen- 
mäßige Zusammensetzung des Aufsichtsrats 
nicht geändert wird, für den Rest ihrer 
Wahlzeit als Mitglieder des neuen Aufsichts- 
rats im Amt. Sieht der Gesellschaftsvertrag 
ohne gesetzliche Verpflichtung einen Auf- 
sichtsrat vor, so gilt dies nur, wenn die Ge- 
werkenversammlung nichts anderes beschließt. 

(3) Im übrigen gelten die §§ 264, 266 bis 
268 des Aktiengesetzes sinngemäß; Bekannt- 
machungen, die nach diesen Vorschriften In 
den Gesellschaftsblättern zu erfolgen haben, 
sind auch im Bundesanzeiger zu veröffent- 
lichen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Änderung 

aktienrechtlicher Umwandlungs- 
vorschriften 

§ 44 

Das Aktiengesetz wird wie folgt geändert: 

1. § 263 Abs. 4 des Aktiengesetzes erhält 
folgende Fassung; 

„(4) Der Nennbetrag der Geschäfts- 
anteile kann abweichend von dem Nenn- 
betrag der Aktien festgesetzt werden; er 
muß jedoch mindestens fünfhundert Deut- 
sche Mark betragen. Wird der Nennbetrag 
auf einen höheren Betrag als fünfhundert 
Deutsche Mark und abweichend von dem 
Nennbetrag der Aktien festgesetzt, so 
muß der Festsetzung jeder Aktionär zu- 
stimmen, der durch sie gehindert wird, 
sich dem Gesamtnennbetrag seiner Aktien 


DRITTER ABSCHNITT 
Änderung 

aktienrechtlicher Umwandlungs- 
vorschriften 

§ 44 

unverändert 
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entsprechend zu beteiligen; die Zustim- 
mung muß gerichtlich oder notariell be- 
urkundet werden.“ 

2. § 278 Abs. 4 des Aktiengesetzes erhält 
folgende Fassung: 

„(4) Der Nennbetrag der Aktien kann 
auf einen höheren Betrag als den nach § 8 
Abs. 1 zulässigen Mindestnennbetrag nur 
mit Zustimmung aller Gewerken fest- 
gesetzt werden; die Zustimmung muß ge- 
richtlich oder notariell beurkundet wer- 
den.“ 


VIERTER ABSCHNITT 
Strafvorschrift, 

Übergangs- und Schluß Vorschriften 

§ 45 

(1) Wer vorsätzlich entgegen den Vor- 
schriften 

1. des § 8 Abs. 1 und 2 Vermögen nicht ge- 
trennt verwaltet oder 

2. des § 8 Abs. 4 Zahlungen leistet oder Ent- 
nahmen tätigt, 

wird mit Gefängnis und Geldstrafe oder einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Nach Absatz 1 wird auch bestraft, wer 
den dort bezeichneten Vorschriften in Fällen 
zuwiderhandelt, in denen diese Vorschriften 
durch § 9 Abs. 2, § 15 Abs. 1, § 16, § 19 
Abs. 3, § 20, § 21 Abs. 2, § 22 Abs. 2, §§ 23 
bis 25 als anwendbar erklärt sind. 

§ 46 

Eine vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erfolgte Umwandlung Ist, sofern die nach 
§ 263 Abs. 4 des Aktiengesetzes in der Fas- 
sung des § 44 Nr. 1 dieses Gesetzes erforder- 
liche Zustimmung von Aktionären vorlag, 
nicht deshalb unwirksam, weil der Umwand- 
lung nicht alle Aktionäre zugestimmt haben, 
deren Zustimmung nach der bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Fassung des 
§ 263 Abs. 4 des Aktiengesetzes erforderlich 
gewesen wäre. 


VIERTER ABSCHNITT 
Strafvorschrift, 

Übergangs- und Schluß Vorschriften 

§ 45 

unverändert 


§ 46 

unverändert 


18 



Entwurf 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


§ 47 

(1) Folgende Vorschriften werden, soweit 
sie nicht bereits außer Kraft getreten sind, 
aufgehoben: 

das Gesetz über die Umwandlung von Ka- 
pitalgesellschaften vom 5. Juli 1934 (Relchs- 
gesetzbl. I S. 569), 

die Durchführungsverordnung zum Gesetz 
über die Umwandlung von Kapitalgesell- 
schaften vom 14. Dezember 1934 (Relchs- 
gesetzbl. I S. 1262), 

die Zweite Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über die Umwandlung von Kapital- 
gesellschaften vom 17. Mai 1935 (Relchs- 
gesetzbl. I S. 721), 

die Dritte Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über die Umwandlung von Kapital- 
gesellschaften vom 2. Dezember 1936 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1003), 

die Vierte Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über die Umwandlung von Kapital- 
gesellschaften vom 24. Juni 1937 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 661). 

(2) Für die Umwandlung einer Kapital- 
gesellschaft, die vor dem 1. Januar 1957 auf 
Grund der nach Absatz 1 aufgehobenen Vor- 
schriften beschlossen Ist, bleiben diese Vor- 
schriften auch nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes maßgebend. Soweit für eine soldie 
Umwandlung nach § 10 Satz 2 der Durch- 
führungsverordnung zum Gesetz über die 
Umwandlung von Kapitalgesellschaften vom 
14. Dezember 1934 oder nach § 2 Satz 2 der 
Vierten Durchführungsverordnung zum Ge- 
setz über die Umwandlung von Kapitalgesell- 
schaften vom 24. Juni 1937 eine Ausnahme- 
genehmigung erforderlich Ist, gilt diese Ge- 
nehmigung als erteilt, es sei denn, daß ein 
Antrag auf Erteilung der Genehmigung be- 
reits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
abgelehnt worden Ist. 

(3) Soweit In gesetzlichen Vorschriften auf 
die nach Absatz 1 aufgehobenen Vorschriften 
verwiesen ist, treten die entsprechenden Vor- 
schriften des Ersten Abschnitts dieses Ge- 
setzes an ihre Stelle. 


§ 47 


unverändert 


19 



Entwurf 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


§ 48 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des u n v e 

§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 

vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

(2) In § 7 Abs. 1 des Handelsrechtlichen 
Bereinigungsgesetzes des Landes Berlin vom 
29. Dezember 1950 (Verordnungsblatt für 
Berlin I S. 568) werden die Worte „bis zum 
31. Dezember 1957" durch die Worte „bis 
zum 31. Dezember 1956" ersetzt. 

§ 49 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1957 in unve 

Kraft. 


5 48 

rändert 


5 49 

rändert 
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